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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Die Plangebietsgrenze war ursprünglich so gewählt, dass diese das vom Vorhaben-
träger für die Baumaßnahme beanspruchte Grundstück vollständig umfasst. Entlang 
der Grundstücksgrenze besteht gleichzeitig auch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
zugunsten der Allgemeinheit (GFL), das durch den seit dem Jahr 1983 rechtsgültigen 
Bebauungsplan Nr. 44/78/III „Lützenkirchen, Im Dorf“ zur Erschließung der hinteren 
Grundstückflächen an der Straße „Im Dorf“ festgesetzt wurde. Mit Festlegung der 
Plangebietsgrenze des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wurde das eingetragene 
GFL sowohl vom Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 26/III 
erfasst (Flurstücke Nr. 118 und Nr. 119) als auch vom Bebauungsplan Nr. 44/78/II 
(Flurstück Nr. 117). Eine Beseitigung dieses Geh-, Fahr- und Leitungsrechts war be-
reits zur Auslegung des Bebauungsplans nicht vorgesehen, da der Entfall der Er-
schließungsmöglichkeit der hinteren Grundstücksflächen kein planungsrechtliches Ziel 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 26/III darstellt. Es erfolgte lediglich im 
Bereich der Zufahrt auf die Straße „Im Dorf“ eine Verschwenkung des GFL, um die 
unmittelbare Überlagerung mit der dort im Bestand vorhandenen Rotbuche, wie im 
Bebauungsplan Nr. 44/78/III festgesetzt, zu vermeiden. 

Zur Klarstellung der Lage des Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes innerhalb nur eines 
Bebauungsplans wird die Plangebietsgrenze nunmehr so gewählt, dass sich das GFL 
wieder ausschließlich im Geltungsbereich des rechtsgültigen Bebauungsplans 
Nr. 44/78/III „Lützenkirchen, Im Dorf“ befindet und somit die bestehende Erschlie-
ßungsmöglichkeit planungsrechtlich unverändert bleibt. Dieses lässt sich allein 
dadurch herstellen, dass die östliche Planbereichsgrenze um zwei Meter 
zurückgenom-men wird. Hierdurch wird gleichzeitig die Betroffenheit des 
Grundstückseigentümers von Flurstück 108 Flur 14 Gemarkung Lützenkirchen 
innerhalb des vorhabenbezoge-nen Bebauungsplan V 26/III ausgeschlossen, der sich 
in seinen Rechten beeinträch-tigt sieht. 

Innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplans V26/III „Lützenkirchen – Quartier 
am Markt / Im Dorf“, im Übergang zur Straße „Im Dorf“, kann somit auf die Festset-
zung eines GFL verzichtet werden. Die Grundzüge der Planung werden hierdurch 
nicht berührt. 

Gleichzeitig bestätigt die Ausbauplanung des Vorhabenträgers, dass durch die Anlage 
einer geplanten Tiefgaragenzufahrt keine topografische Veränderung erfolgt sowie 
keine baulichen Anlagen angeordnet werden, die eine Umsetzung des im Bebauungs-
plan Nr. 44/78/III festgesetzten Geh-, Fahr- und Leitungsrechtes baulich beeinträchti-
gen würden. Ein entsprechender Passus wird in den mit dem Vorhabenträger zu ver-
einbarenden Durchführungsvertrag aufgenommen. 

Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
zu 1. Verfügbarkeit von Fachgutachten: 
 
Sämtliche dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 26/III „Lützenkirchen – Quartier 
am Markt / Im Dorf“ zugrunde liegenden Fachgutachten sind im Zeitraum der öffentli-
chen Auslegung und darüber hinaus bei der Stadt Leverkusen einsehbar. Die Aussa-
ge, im Rahmen vom B-Planverfahren würden Fachgutachten von Seiten der Stadt 
nicht allgemein öffentliche zugänglich gemacht, ist somit nicht zutreffend.  
Eine inhaltliche Zusammenfassung der Gutachten findet sich in der Begründung zum 
Bebauungsplan bzw. im Umweltbericht wieder. 
 
 
zu 2. Erweiterung des Plangebietes: 
 
Der Bebauungsplan V 26/III trifft neue planungsrechtliche Festsetzungen für Flächen, 
für die der Bebauungsplan Nr. 44/78/III ein Sondergebiet festsetzt. Das Grundstück 
der Squashhalle befindet sich innerhalb des Bebauungsplans Nr. 44/78/III in einem als 
Mischgebiet festgesetzten Bereich, so dass grundsätzlich auch weitere Nutzungen 
anstelle einer Sqashhalle planungsrechtlich möglich sind. 
 
Zudem handelt es sich bei dem Bebauungsplan V 26/III „Lützenkirchen - Quartier am 
Markt / Im Dorf“ um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß §12 BauGB. 
Mit dem Instrument des Vorhaben- und Erschließungsplanes soll vorrangig die pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit  für ein von einem Vorhabenträger beantragtes Vorhaben 
geschaffen werden. Der Vorhabenträger muss dazu unter anderem die Verfügbarkeit 
der Flächen nachweisen. Gemäß  § 12 Abs. 4 BauGB können einzelne Flächen au-
ßerhalb des Bereiches des Vorhaben- und Erschließungsplanes (VEP) mit in den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan aufgenommen werden. Jedoch ist bei einem VEP 
vom Gesetzgeber nicht vorgesehen, in einem größeren Umfang angrenzende Flächen 
zu überplanen, die weder im VEP des Vorhabenträgers enthalten sind, noch bei denen 
die Flächenverfügbarkeit gegeben ist. 
 
 
zu 2.1 Kostenträgerschaft Bodenuntersuchungen: 
 
Die durch das Ingenieurbüro Geo Consult im Jahr 2013 durchgeführten Bodenunter-
suchungen bezogen sich auf die im  Bodenschutz- und Altlastenkataster (BAK) der 
Stadt Leverkusen ausgewiesene Fläche „NE 2009 - Lehner Mühle (Berganlehnung)“. 
Diese liegt nördlich der Plangebietsgrenze und damit außerhalb des Plangebietes des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans V 26/III „Lützenkirchen - Quartier am Markt / Im 
Dorf“. Sie wurden von der Unteren Bodenschutzbehörde unabhängig vom Planverfah-
ren durchgeführt, um den Altlastenverdacht näher zu klären.  
 
 
zu 2.2 Kostenträgerschaft artenschutzrechtliche Prüfung: 
 
Sowohl die artenschutzrechtliche Vorprüfung als auch die „Art-für-Art-Protokolle“ wur-
den vom Vorhabenträger beauftragt und von der NABU-Naturschutzstation Lever-
kusen-Köln durchgeführt. Aufgrund ihres Sitzes am Rande des Bergischen Landes 
und ihre umfangreichen Kartierungsmaßnahmen ist die NABU-Naturschutzstation Le-
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verkusen-Köln ein unbestrittener Experte bzgl. des Artenschutzes in dieser Region. 
Der Umfang entspricht den Vorgaben der Oberen Landschaftsbehörde aus anderen 
Verfahren. Fachliche Mängel sind nicht bekannt. 

zu 3. Durchführungsvertrag: 

Die Auslegung des vorhabenbezogehenen Bebauungsplan Nr. V 26/III beinhaltete alle 
städtebaulich relevanten Parameter in konkreter textlicher und zeichnerischer Form. 
Grundsätzliche und im Durchführungsvertrag vorgesehene Regelungen zur Erschlie-
ßung, zum Vorhaben sowie zur Freiraumgestaltung wurden als schriftliche Hinweise 
auf dem Vorhaben- und Erschließungsplan mit aufgeführt. Der Durchführungsvertrag 
ist ein sogenannter städtebaulicher Vertrag und ist abzuschließen, bevor das geplante 
Projekt auf der Basis des Bebauungsplans genehmigungsfähig ist. Der Durchfüh-
rungsvertrag selbst lag zum Zeitpunkt der Auslegung des Bebauungsplans noch nicht 
vor. Er wird erst zum Satzungsbeschluss endgültig ausgearbeitet und mit der Be-
schlussvorlage veröffentlicht. Die Ausgleichsmaßnahmen werden durch den Sat-
zungsbeschluss rechtlich verbindlich. Die Zuständigkeiten und Fristen werden im 
Rahmen des Durchführungsvertrages geregelt und rechtswirksam. 

zu 3.1 Baumpflanzung und Versickerung: 

Hecken-, Baumpflanzungen, Dachbegrünung und Versickerung sind im vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplans V 26/III „Lützenkirchen - Quartier am Markt / Im Dorf“ als 
Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft fest-
gesetzt. Mit Rechtskraft des Bebauungsplans werden diese Festsetzungen rechtlich 
verbindlich. Die mit dem Bebauungsplan einhergehenden Ausgleichs- und Ersatz-
maßnahmen werden  im Durchführungsvertrag verbindlich zwischen der Stadt Lever-
kusen und dem Vorhabenträger vereinbart. Bezogen auf  den Umgang mit dem anfal-
lenden Niederschlagswasser werden mit der Festsetzung  Nr. 8 - Beseitigung von 
Niederschlagswasser -  im vorhabenbezogenen Bebauungsplan die Grundsätze recht-
lich verbindlich geregelt. Die Klärung der weiteren Details obliegt dann einer späteren 
wasserrechtlichen Genehmigung parallel zum Baugenehmigungsverfahren.   

zu 3.2 Versiegelung: 

In Bezug auf den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 44/78/III, der zur Bewertung der 
Flächen herangezogen wird, erfolgt durch die vorgesehene Neuplanung eine  Erhö-
hung der Versiegelung (Gebäude, Pflaster u. a.) von ca. 73 % auf ca. 79 % des Ge-
samtareals. Die neue Baumaßnahme greift damit nur geringfügig zusätzlich in den 
Boden ein, als  dies durch die vorhandene Bebauung und Versiegelung der Fall ist 
bzw. lt. rechtskräftigem Bebauungsplan möglich wäre. Unter dem Aspekt Nachverdich-
tung und Innenentwicklung ist die Entwicklung der Fläche dennoch positiv zu werten, 
da keine neue äußere Erschließung notwendig ist. Bei den Flächen des Marktplatzes 
und der angrenzenden Erschließung handelt es sich um Flächen mit nachgeschalteter 
Versickerung. Der Platz um das Denkmal wird zudem mit einer wassergebundener 
Decke gestaltet, die gleichzeitig belastbar und durchlässig ist. 
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Die Straßenabmessungen ergeben sich aus den vorgeschriebenen Fahrgassenbreiten 
bei senkrechter Anordnung der Parkplätze.  

zu 4. Ausgleichsmaßnahmen: 

Grundsätzlich wurde der Landschaftspflegerische Begleitplan mit Eingriffs-/ Aus-
gleichsbilanzierung von der Unteren Landschaftsbehörde (ULB) als zuständige Fach-
behörde geprüft und als korrekt befunden. In diesem Zuge wurden auch die Aus-
gleichsmaßnahmen abgestimmt. Die Bewertung der Ausgleichmaßnahmen erfolgt 
gemäß der „Bewertung von Eingriffen in Natur und Landschaft – vereinfachtes Bewer-
tungsverfahren NRW,  Arbeitshilfe für die Bauleitplanung“, MURL, MBW, MSKS NRW 
2001. 
Das aus der Baumaßnahme rechnerische Defizit der Eingriffs- und 
Ausgleichsbilanzierung resultiert u. a. daraus, dass der Verlust der Bestandsbäume 
höher in die Bilanzie-rung eingestellt wird als die zum Ausgleich vorgesehenen 
Neupflanzungen zunächst junger Bäume. Konsequenter Weise führt die 
Weiterverwendung der abgängigen Bäume innerhalb des Plangebietes zu einem 
gleichwertigen Ausgleich. Aus diesem Grund lässt sich das zunächst rechnerisch 
bestehende Ausgleichsdefizit zu 96 % durch die Großbaumverpflanzung ausgleichen. 
Die beiden weiteren vorgeschlagenen Maßnahmen sind lediglich mit 4 % bewertet 
und auf Wunsch der ULB zur Aufwertung des Landschaftsschutzgebietes 
aufgenommen worden, da insbesondere bzgl. der Gartenabfallentsorgung die 
Verursacher nicht zu ermitteln sind. Die Wertigkeit der Ausgleichsmaßnahme besteht 
hierbei nicht in der eigentlichen Entsorgung von Gar-tenabfällen bzw. im Rückbau des 
Rigolenüberlaufs, sondern in der Wiederherstellung einer natürlichen 
Geländeoberfläche. Auf der Grundlage des oben genannten verein-fachten 
Bewertungsverfahrens kann z. B. die Entsorgung der Gartenabfälle auf einer Fläche 
von ca. 50 m² mit einer Aufwertung von 4 Punkten bewertet werden. Dies könnte in 
der Summe zum erforderlichen Vollausgleich führen, so dass der Rückbau des 
Rigolenüberlaufs eine freiwillige Maßnahme darstellt. Die Durchführung dieser 
Maßnahmen müsste außerhalb des vom Vorhabenträger beanspruchten 
Plangebietes erfolgen. 

Zwischenzeitlich wurde aber der Baumbestand noch einmal fachlich vertieft 
untersucht mit dem Ergebnis, dass die Großbaumverpflanzung aus mittel- und 
langfristiger Sicht als wenig zielführend bewertet werden muss, da die meisten 
Bäume am Marktplatz deutliche Defizitsymptome und damit nur eine begrenzte 
Zukunftsperspektive aufwei-sen. Dies hat zu der grundsätzlichen Entscheidung 
geführt, dass die am Marktplatz anzupflanzenden Bäume neu zu setzen sind und die 
erforderlichen Ausgleichsmaß-nahmen extern erfolgen. 

Die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen werden mit der Satzung des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan V 26/III rechtlich verbindlich und sind zudem im Durchfüh-
rungsvertrag zwischen der Stadt Leverkusen und dem Vorhabenträger festgelegt. 

zu 5. Abgrenzung Landschaftsschutzgebiet: 

Um eine in der Örtlichkeit erkennbaren Grenzziehung zwischen Bau- und  Land-
schaftsflächen zu schaffen, erfolgt durch den Bebauungsplan eine geringfügige An-
passung der Grenze des Landschaftsschutzgebietes. Die Gründe für die Vor- und 
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Rücksprünge in der Abgrenzung des Landschaftsschutzgebietes und die teilweise 
Überlagerung von Sondergebiet und Landschaftsschutzgebiet im Bebauungsplan Nr. 
44/78/III von 1983 sind nach heutigen fachlichen Maßstäben nicht mehr nachzuvoll-
ziehen. Als Zielvorgabe für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan  V 26/III „Lützen-
kirchen - Quartier am Markt / Im Dorf“ ist daraufhin seitens der Unteren Landschafts-
behörde die Festschreibung einer klaren Kante entwickelt worden. Diese ist dann im 
Bebauungsplan umgesetzt worden.  

zu 6. Zugänglichkeit von Flächen im Landschaftsschutzgebiet: 

Bei dem festgesetzten Geh- und Fahrrecht im Landschaftsschutzgebiet handelt es 
sich nicht um die Planung eines neuen öffentlichen Weges sondern um die rechtliche 
Sicherung einer bestehenden Zuwegung für die Anlieger der im 
Landschaftsschutzge-biet gelegenen Grundstücke. Da diese Anlieger keine andere 
Zugangsmöglichkeit ha-ben, musste diese im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
gesichert werden.  

zu 7. Schalltechnische Untersuchung 

Berücksichtigung der Verkehrsgeräusche auf dem Marktplatz: 
Die von Kramer Schalltechnik GmbH erstellte schalltechnischen Untersuchung zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan V 26/III untersucht im Kapitel 3 die durch die ge-
planten Parkplätze am Marktplatz verursachte Verkehrsgeräuschsituation . Das Er-
gebnis der Untersuchung lautet, dass die erforderlichen Immissionsgrenzwerte sicher 
eingehalten werden und Schallschutzmaßnahmen nicht erforderlich sind. Demnach ist 
es durchaus möglich, eine größere Anzahl öffentlicher Parkplätze mit der typischen 
Nutzungsfrequenz auf dem Marktplatz zu realisieren. 

Tiefgaragenausfahrten 
Für die geplanten Tiefgaragen des Bauvorhabens ist festzustellen, dass aus schall-
technischer Sicht keine erheblichen bzw. unzumutbare Störungen anzunehmen sind. 
Nach Parkplatzlärmstudie (6. überarbeitete Auflage, Bayerisches Landesamt für Um-
welt (Hrsg.), Augsburg, August 2007) Kapitel 10.2.3, Seite 103 ist grundsätzlich 
davon auszugehen, dass Stellplatzimmissionen auch in Wohnbereichen 
gewissermaßen zu den üblichen Alltagserscheinungen gehören und, wenn deren 
Anzahl dem durch die zugelassene Nutzung verursachten Bedarf entsprechen, auch 
in einem von Wohnbe-bauung geprägten Bereich keine erheblichen, billigerweise 
unzumutbaren Störungen hervorrufen.  
Die Tiefgaragen werden weder öffentlich noch gewerblich genutzt. Zudem werden im 
Plangebiet drei voneinander getrennte Tiefgaragenzufahrten angeordnet, so dass 
sich die Verkehre im Plangebiet gleichmäßig verteilen. Insgesamt handelt es sich 
insofern um Garagen mit geringem Zu- und Abgangsverkehr, die zum allgemeinen 
Wohngebiet gehören und sich in das Umfeld einfügen.  
Grundsätzlich ergeben sich damit bzgl. der Tiefgaragenzufahrten auf der Ebene des 
Vorhaben- und Erschließungsplanes  keine Konflikte, die im Rahmen des Vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes V 26/III zu regeln sind. Eine abschließende Beurteilung 
erfolgt dann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens bei Vorliegen einer detail-
lierteren Planung. 
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Sicherstellung der öffentlichen Marktplatznutzung: 
Die schalltechnischen Untersuchung von Kramer Schalltechnik untersucht im Ab-
schnitt 4 die auf dem Marktplatz statt findenden Nutzungen und kommt zu dem Ergeb-
nis, dass bezüglich des Wochenmarktes und des Trödelmarktes die Immissionsricht-
werte eingehalten werden, soweit der Aufbau erst ab 6.00 Uhr erfolgt. Die Nutzungen 
Weihnachtsmarkt und Volksfest ohne Musik sind wie bisher im Rahmen sogenannter 
„seltener Ereignisse“ (an nicht mehr als 10 Tagen im Kalenderjahr) nach Runderlass 
Freizeitlärm zulässig. Volksfeste mit Musik, Weihnachtsmärkte mit einem kleinen 
Fahrgeschäft oder einer Kleinbühne sowie Festzelte mit Beschallung sind im Rahmen 
einer Ausnahme zu genehmigen. Insgesamt ist die Nutzung des Marktplatzes als Ver-
anstaltungsort damit unter den gleichen immissionsschutzrechtlichen Bedingungen 
wie bisher gesichert. Von einer Verschlechterung der Bedingungen ist nicht auszuge-
hen, da bereits unmittelbar am Marktplatz Wohnnutzungen vorhanden sind.  

Grundsätzlich wird im Bebauungsplan die für die Allgemeinheit verfügbare, öffentliche 
Nutzung des Platzes über die Festsetzung des Platzes als öffentlicher Platz mit der 
Zweckbestimmung "Markt- und Festplatz" und die öffentliche Widmung des Platzes für 
die Zukunft dauerhaft sichergestellt. Ebenfalls erfolgt im Flächennutzungsplan der 
Stadt Leverkusen die weitere Darstellung der Örtlichkeit mit der Zweckbestimmung 
„Festplatz“. Eine darüberhinausgehende Sicherung der öffentlichen Nutzungen, die mit 
der Einschränkung von Nachbarrechten verbunden wäre, ist rechtlich nicht zulässig. 

zu 7.1 Lage des Marktplatzes und Massivität 

Seit dem Bebauungsplanverfahren Nr. 174/III „Lützenkirchen, Marktplatz, Im Dorf“ in 
2008/2009 wurden zahlreiche auch verwaltungsinterne Studien gemacht, wie das 
Plangebiet und die Anlage eines neuen Marktplatzes zur Aufwertung und Fortentwick-
lung des Ortskerns von Lützenkirchen beitragen kann. Dieser Suche nach einer für 
Lützenkirchen angepassten Gesamtlösung lag durchgängig die Erkenntnis zugrunde, 
dass der Marktplatz in seiner bisherigen Ausgestaltung und Lage als innerörtlicher 
Platz städtebaulich nicht definiert ist. Daraus ergaben sich folgende Anforderungen an 
die Planung:  
a.) Der Markplatz soll aus seiner Isolierung herausgeführt werden und mit dem beste-
henden Versorgungsschwerpunkt an der Lützenkirchener Straße funktional und op-
tisch verbunden werden.  
b.) Der Marktplatz soll auch gestalterisch als Platz erkennbar sein und klar baulich ge-
fasst werden.  
Im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes V 26/III „Lützenkirchen – 
Quartier am Markt / Im Dorf“ sind aufbauend auf diesen Planungszielen wiederum 
mehrere Varianten entwickelt worden, die auch in der Begründung zum Bebauungs-
plan erläutert werden. Aus diesen Varianten wurde die nunmehr vorgesehene Variante 
als Grundlage für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ausgewählt, da diese am 
besten die gewünschten städtebaulichen Bezüge herstellt, die einer Isolierung des 
Standortes entgegenstehen und insgesamt einen wahrnehmbaren Ortsmittelpunkt aus 
Marktplatz, Kirche und Einkaufsbereich entstehen lässt. Tatsächlich ergibt sich hierbei 
eine Blickbeziehung von der Lützenkirchener Straße aus auf den neuen Marktplatz. 

Die Konzentration einer Bebauung an den Platzrändern ist zentrales Kennzeichen von 
Plätzen, da erst mit der klaren baulichen Fassung eine Freifläche zum Platz wird. Ver-
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gleiche mit anderen Plätzen bzw. Studien zur Raumwirkung von Plätzen zeigen, dass 
das vorgestellte Bebauungskonzept in seiner Verteilung und Ausgestaltung der Bau-
masse für Lützenkirchen angemessen ist. So führt das geplante Verhältnis von Ge-
bäudehöhe zu Platzbreite von ca. 1 : 5 zu einem Platz von eher weiter / offener und 
keinesfalls enger / geschlossener Raumwirkung, der in seinem Raumbestimmtheits-
grad eher im mittleren Bereich liegt. Die vorgesehene Bebauung weist vier Geschosse 
auf, einschließlich des vierten Geschosses als Staffelgeschoss. Von einer für den 
Ortsteil und die Umgebung übermäßigen Massivität der Platzrandbebauung kann inso-
fern nicht gesprochen werden. 
 
Rückwärtig entsteht aufgrund der Topographie des Plangebietes, das Abfallen des 
Geländes zum Wiembachtal hin, ein stärkerer Eindruck von Massivität. Der hier be-
findliche hohe und dichte Gehölzbestand, der die Bebauung in Teilen noch um 2 m 
überragt, macht die Höhenentwicklung vertretbar. Um aber insbesondere das Bild der 
Anlage von der Kapellenstraße im Zusammenspiel mit den denkmalgeschützten 
Fachwerkhäusern zu verbessern, setzt der Bebauungsplan auch hier eine Eingrünung 
des Plangebiets mit Bäumen und Sträuchern fest. Durch die vorgesehene vertikale 
und horizontale Fassadengestaltung mit Vor- und Rücksprüngen sowie den Material-
wechseln wird eine kleingliedrige Architektursprache angestrebt, die das Einfügen der 
neuen Bauvolumina im Bezug zum gewachsenen Ortskern Lützenkirchens ermöglicht.  
Die Platzfassung in den Eckbereichen ist offen gestaltet und ermöglicht Blickbezie-
hungen in den angrenzenden Landschaftsraum, die zuvor durch die Tennishallen ver-
stellt wurden. 
 
 
zu 7.2 Denkmalnahbereich 
 
Denkmalrechtliche Belange sind in das Verfahren eingeflossen. Im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung wurde am 18.07.2014 eine Äußerung vom LVR – Amt für Denk-
malpflege im Rheinland – abgegeben. Diese ist Bestandteil der Abwägung (vgl. Anla-
ge 1, Seite 40). 
Zusätzlich hat eine Vorabstimmung zu den denkmalrechtlichen Belangen des Vorha-
bens im Rahmen des Umgebungsschutzes mit der Unteren Denkmalbehörde stattge-
funden. In diesem Zuge wurde das geplante Vorhaben und das Gestaltungskonzept 
wie folgt gewertet: „Durch die vorliegende Fassadengestaltung mit ihren Vor- und 
Rücksprüngen sowie den Materialwechseln wird eine kleingliedrige Architektursprache 
geschaffen, die die Einfügung der neuen Bauvolumina in den historischen Ortskern 
von Lützenkirchen ermöglicht.“ Die Vorgaben wurden in den Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan aufgenommen. Weitere Abstimmungen im Detail und die Einholung einer 
denkmalrechtlichen Erlaubnis erfolgen im Baugenehmigungsverfahren. 
 
 
zu 8. Fehlende Kindertagesstätte in Lützenkirchen 
 
Eine Überprüfung der Bedarfssituation Mitte 2014 hatte ergeben, dass die Errichtung 
einer Kindertagesstätte in Lützenkirchen nicht zwingend erforderlich ist, da das vor-
handene Betreuungsangebot in Leverkusen den Rechtsanspruch auf einen Betreu-
ungsplatz erfüllt und derzeit nur ein Optionsbedarf für eine Kindertagesstätte in Lüt-
zenkirchen besteht. Daraufhin wurde aufgrund des bestehenden Erfordernisses zur 
städtebaulichen Ordnung und Entwicklung der brachliegenden Tennishallengrundstü-
cke sowie zur Schaffung von benötigtem Wohnraum von der Errichtung einer Kinder-
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tagesstätte innerhalb des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes V 26/III abgesehen 
und beschlossen, diese Option auf einem anderen Grundstück in Lützenkirchen fest-
zuschreiben. 

Zudem ist im Juni 2015 die Grundsteinlegung für eine neue dreigruppige Kindertages-
stätte (Sankt-Maurinus-Kindergarten) an der Von-Knoeringen-Straße erfolgt, die ca. 
200 m Luftlinie vom Plangebiet entfernt liegt. Eine Unterversorgung mit Betreuungs-
plätzen für Kinder in Lützenkirchen ist damit insgesamt nicht erkennbar.  

zu 9. Fehlende Parkplätze 

Die zum Planverfahren V 26/III erstellte Verkehrsuntersuchung des Ingenieurbüros  
Schüßler-Plan, Köln untersucht die Parkraumsituation sowie weitere Ausführungen 
zum ruhenden Verkehr. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass nach Umsetzung der Pla-
nung 27 Stellplätze im Randbereich des neuen Marktplatzes sowie vier Stellplätze im 
Bereich der Straße „Im Dorf“ geschaffen werden. Zusammen mit den neun 
vorhandenen Stellplätzen im Straßenraum stehen damit insgesamt 40 öffentliche 
Stellplätze zur Verfügung. Der Marktplatz selbst soll nicht beparkt werden. Diese 
Anzahl deckt nach der Parkraumbilanz von Schüßler-Plan, Köln, sowohl die heutige 
Stellplatznachfrage im öffentlichen Raum mit ca. 18 Stellplätzen als auch den 
voraussichtlichen Bedarf von Besuchern der geplanten Bebauung mit 21 Stellplätzen 
ab.  
Weiterhin ist auch die Anzahl der privaten Stellplätze in den Tiefgaragen auf 
Anregung aus der Öffentlichkeitsbeteiligung großzügiger bemessen. Als 
Stellplatzschlüssel wird 1,3 Stellplätze pro Wohneinheit als Festsetzung in den 
Bebauungsplan aufgenommen. Die daraus resultierende Anzahl an privaten 
Stellplätzen liegt damit ca. 30 % über der ansonsten nach Richtwert der Bauordnung 
NRW üblichen.  

zu 10. Fehlende Planvarianten 

Für den Bereich der Tennishallengrundstücke und des Marktplatzes  in Lützenkirchen 
Im Dorf sind in den letzten 7 Jahren die unterschiedlichsten Planvarianten entwickelt, 
der Öffentlichkeit vorgestellt und intensiv diskutiert worden. In diesem Zuge hat in en-
ger Abstimmung mit der Öffentlichkeit eine zunehmende Konkretisierung der Planung 
stattgefunden. So stand am Ende der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung im Rah-
men des Bebauungsplanes Nr. 174/III „Lützenkirchen, Marktplatz, Im Dorf“ (2009) ein 
Abwägungsbeschlusses des Rates der Stadt Leverkusen, der die wesentlichen Anre-
gungen zusammenfasst und festschreibt. Die darin enthaltenen Punkte wurden 
Grund-lage für die weiteren auch verwaltungsinternen Studien. Auch der 
vorhabenbezogene Bebauungsplan V 26/III „Lützenkirchen – Quartier am Markt / Im 
Dorf“ baut auf diesen Grundaussagen auf und entwickelt mehrere Planungsvarianten. 
Die gewählte Variante wurde dann innerhalb dieses Verfahrens wiederum intensiv in 
der Öffentlichkeit disku-tiert, u.a. in der Bürgerversammlung am 24.06.2014. 
Schriftliche Anregungen konnten nach der Bürgerversammlung und während der 
öffentlichen Auslegung abgegeben werden. 
Insgesamt kann damit von einer breit und intensiv diskutierten Planung gesprochen 
werden. Das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung zeigt, dass die vorgesehene Pla-
nung inhaltliche und gestalterisch grundsätzlich nicht infrage gestellt wird. Zudem sind 
in den vergangen Jahren keine weiteren konkreten Plankonzepte von Investoren an 
die Stadt herangetragen worden. Vor diesem Hintergrund ist es nicht ersichtlich, dass 22 



 
 
 
ein städtebaulicher Wettbewerb zur Umsetzung eines alternativen Plankonzeptes bei-
tragen könnte, der zur dringend erforderlichen städtebaulichen Entwicklung des seit 
Jahren brach liegenden Tennishallengeländes führen würde. 
Das durch den Bebauungsplan V 26/III vorgesehene Bebauungskonzept führt zudem 
zur Umsetzung der im Handlungsprogramm Wohnen der Stadt Leverkusen formulier-
ten Zielsetzung, ein dem demographischen und gesellschaftlichen Wandel entspre-
chendes Wohnraumangebot zu schaffen. Grundsätzlich ist die erwartete Zunahme von 
Ein- bis Zweipersonenhaushalten mit einer wachsenden Nachfrage nach kleineren 
und mittleren Geschosswohnungen verknüpft. In der Stadt Leverkusen stehen hierzu 
nur wenige innerstädtiche Potentialflächen zur Verfügung. Städtebaulich ist es daher 
erforderlich, die innerörtliche liegenden Tennishallengrundstücke als Fläche für den 
verdichteten Wohnungbau zu entwickeln. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird nicht gefolgt. 
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 II / B  Stellungnahmen im Rahmen der öffentlichen Auslegung der Behörden 

und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
 
II / B 1: Schreiben der Polizei Nordrhein-Westfalen vom 26.05.2015    

 
Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme wird an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird gefolgt. 
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II / B 2: Schreiben der AVEA GmbH & Co KG vom 27.05.2015    
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Die Stellungnahme stimmt inhaltlich weitgehend mit dem Schreiben vom 18.7.2013 
überein. Der letzte Absatz zum Standplatz Grünschnittcontainer und Schadstoffsamm-
lung wurde lediglich ergänzt und konkretisiert. Die Hinweise werden zur Kenntnis ge-
nommen und in der Planung berücksichtigt. 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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II / B 3: Schreiben der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 26.05.2015    
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 

33 
 



 
 
 
II / B 4: Schreiben der IHK Köln vom 28.05.2015    
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Das durch den Bebauungsplan V 26/III vorgesehene Bebauungskonzept führt zur Um-
setzung der im Handlungsprogramm Wohnen der Stadt Leverkusen formulierten Ziel-
setzung, ein dem demographischen und gesellschaftlichen Wandel entsprechendes 
Wohnraumangebot zu schaffen. Grundsätzlich ist die erwartete Zunahme von Ein- bis 
Zweipersonenhaushalten mit einer wachsenden Nachfrage nach kleineren und mittle-
ren Geschosswohnungen verknüpft. In der Stadt Leverkusen stehen hierzu nur wenige 
innerstädtische Potentialflächen zur Verfügung. Städtebaulich ist es daher erforderlich, 
die innerörtlich liegenden Tennishallengrundstücke als Fläche für den verdichteten 
Wohnungsbau zu entwickeln. 
 
Aufbauend auf den Ratsbeschluss der Stadt Leverkusen vom 16.02.2009, der nach 
öffentlichen Beteiligungsverfahren und in enger Abstimmung mit der Bürgerschaft so-
wie dem örtlichen Einzelhandel erfolgte, wird die Verkaufsfläche für Einzelhandelsflä-
chen auf 400 m² beschränkt, um damit der im Ortskern von Lützenkirchen vorhande-
nen Einzelhandelsstruktur zu entsprechen. 
 
Die Ausweisung als WA-Gebiet schließt eine Nutzung für den Einzelhandel oder für 
Dienstleistungen nicht grundsätzlich aus. Ersatzweise ist im Kreuzungsbereich Kapel-
lenstraße / Altenberger Straße eine weitere Einzelhandelsentwicklung möglich. 
 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stellungnahme wird bezogen auf die Anregung einer Mischgebietsfestsetzung und 
der Ansiedlung eines großflächigen Einzelhandels nicht gefolgt. 
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II / B 5: Schreiben des Kampfmittelbeseitigungsdienstes vom 29.04.2015    
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Abwägungsvorschlag der Verwaltung 
 
Im Bebauungsplan ist ein entsprechender Hinweis enthalten. 
 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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